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 Geleitwort V 

Geleitwort 

 

Die Omnipräsenz von „Joint Ventures“ offenbart sich in der Wirtschaftspresse. So sind 

aktuell insbesondere in der Automobilbranche zahlreiche Joint Venture-Gründungen zu 

verzeichnen. Unter einem Joint Venture wird allgemein eine Kooperationsform verstanden, 

bei der voneinander unabhängige Parteien zur Verfolgung eines gemeinsamen Zwecks über 

eine rechtlich selbstständige Einheit zusammenarbeiten. Im Deutschen wird der Begriff 

„Joint Venture“ vielfach (inhaltlich) synonym zu „Gemeinschaftsunternehmen“ verwendet. 

In der internationalen Rechnungslegung haben sich mit dem im Mai 2011 veröffentlichten 

IFRS 11 „Gemeinschaftliche Vereinbarungen“ (Joint Arrangements), der IAS 31 ersetzt, 

die Regelungen zur Abgrenzung und Bilanzierung derartiger Kooperationen grundlegend 

geändert. So beseht nun zum einen – infolge der Überarbeitung des Beherrschungskonzepts 

mit IFRS 10 – eine andere Definition der gemeinschaftlichen Beherrschung. Zum anderen 

sieht IFRS 11 eine völlig neue Konzeption vor, wie Kooperationen bilanziell abzubilden 

sind. Während für die bilanzielle Abbildung bislang nach IAS 31 die rechtliche Form der 

Kooperation von Bedeutung war, sind nun nach IFRS 11 die Rechte und Pflichten ent-

scheidend. In Abhängigkeit davon, ob die Parteien Rechte und Pflichten hinsichtlich der 

Vermögenswerte und Schulden haben oder ob nur ein Anspruch auf das Nettovermögen 

einer rechtlichen Einheit besteht, sind entweder die Vermögenswerte und Schulden (quotal) 

einzubeziehen oder es ist die Equity-Methode anzuwenden. Diese Konzeption zur Katego-

risierung gemeinschaftlicher Vereinbarungen wirft viele Anwendungsfragen auf. 

Im deutschen Handelsrecht haben sich im Bereich der Konzernrechnungslegung mit dem 

Bilanzrechtsmodernisierungsgesetz (BilMoG) die umfassendsten Änderungen der letzten 

Jahrzehnte ergeben. Die Regelungen zu Gemeinschaftsunternehmen waren hiervon zwar 

selbst nicht unmittelbar betroffen. Allerdings ergeben sich für diese Unternehmenskategorie 

hinsichtlich der bilanziellen Abbildung Folgeänderungen aus der Überarbeitung der Vor-

schriften zur Vollkonsolidierung. Da mit dem BilMoG auch die Vorschriften zum Mutter-

Tochter-Verhältnis überarbeitet wurden, stellt sich die bislang im Schrifttum noch nicht 

umfassend beachtete Frage, inwiefern sich daraus Konsequenzen für die Abgrenzung von 

Gemeinschaftsunternehmen ergeben. 

Vor diesem Hintergrund greift Christoph Seel mit der vorliegenden Arbeit, die auf beide 

Rechnungslegungsnormen eingeht, eine hoch aktuelle, praxisrelevante Thematik auf. Aus-

gehend von einer Darstellung der rechtlichen und organisatorischen Aspekte eines Joint 

Ventures setzt sich der Verfasser umfassend mit der gemeinschaftlichen Beherrschung bzw. 

Führung auseinander. Für Zwecke der bilanzrechtlichen Abgrenzung dieser Art der Unter-

nehmensverbindung in der Stufenkonzeption geht er auch auf die (einzelne) Beherrschung 

sowie den maßgeblichen Einfluss ein. Gegenstand der Betrachtung sind außerdem die Vor-
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schriften der bilanziellen Abbildung. In der internationalen Rechnungslegung zeigt sich 

dabei mit IFRS 11 im Vergleich zum deutschen Handelsrecht ein deutlich komplexeres 

Regelwerk. 

Die Dissertation von Christoph Seel erweist sich durch ihre fundierte und umfassende Auf-

arbeitung einer hoch aktuellen Thematik als besonders lesenswert. Sie liefert wertvolle Er-

gebnisse, die nicht nur für die Theorie, sondern auch und gerade für die Praxis von Interes-

se sind. Ich bin mir daher sicher, dass die vorliegende Arbeit die wissenschaftliche Diskus-

sion zur Abgrenzung und bilanziellen Abbildung von Joint Ventures nachhaltig beeinflus-

sen wird. 

 

Saarbrücken, im August 2012  Prof. Dr. Karlheinz Küting
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1 Motivation und Gang der Untersuchung 

1.1 Motivation der Arbeit 

Mit der Liberalisierung des Welthandels und der Öffnung neuer Märkte (insbesondere in 

den ehemaligen Ostblockstaaten, China und Indien) hat der internationale Strom an Kapital, 

Waren und Dienstleistungen in den letzten Jahrzehnten rapide zugenommen.1 Die Globali-

sierung der Märkte bietet den Unternehmen die Chance, ausländische Absatz- und Beschaf-

fungsmärkte zu erschließen. Im Gegenzug nimmt durch die Globalisierung allerdings auch 

die Anzahl der Anbieter und mithin der Wettbewerber in den Märkten zu. Die Unterneh-

men sehen sich daher allgemein einem höheren Wettbewerbsdruck ausgesetzt, dem es 

durch eine Steigerung ihrer Effizienz und Innovationsfähigkeit zu begegnen gilt. Viele Un-

ternehmen können (oder wollen) diese Herausforderungen nicht aus eigener Kraft bewälti-

gen und beschreiten daher oft den Weg der Kooperation mit einem anderen Unternehmen. 

Eine dabei häufig präferierte Kooperationsform stellt das „Joint Venture“ (Gemeinschafts-

unternehmen)2 dar, bei dem die Parteien über eine rechtlich selbstständige Einheit zusam-

menarbeiten.3  

Die Omnipräsenz von Joint Ventures in der Wirtschaftspraxis offenbart sich in der Tages-

presse, in der vielfach über neu begründete, aber auch beendete Kooperationen berichtet 

wird. Von den kooperierenden Unternehmen wird die Presse häufig auch dazu genutzt, die 

gemeinsamen Ziele und Vorteile ihrer Zusammenarbeit medienwirksam zu kommunizie-

ren.4 Welche immense Bedeutung diese Kooperationsform sogar für eine gesamte Branche 

einnehmen kann, gibt der folgende Auszug aus der Tagespresse eindrucksvoll wider: 

 „In der Autoindustrie herrscht derzeit ein Kuddelmuddel, das kaum noch jemand 

überblickt. Daimler produziert Elektroantriebe mit Bosch, Batterien mit Evonik, 

aber auch mit BYD – und Carbonteile mit Toray aus Japan. Bosch wiederum fertigt 

Batterien mit Samsung im Joint Venture SB-Limotive, das wiederum Partner von 

BMW ist. Der Münchener Autobauer entwickelt und baut aber auch Komponenten 

                                                 
1  Vgl. Neumair, Simon-Martin (2006), S. 41 ff.; Koch, Eckhart (2006), S. 6 f.; Kutschker, Michael/Schmid, 

Stefan (2011), S. 182 f. 
2  Unter dem Begriff des „Joint Ventures“ (Gemeinschaftsunternehmen) wird in dieser Arbeit eine Koope-

rationsform verstanden, bei der wirtschaftlich unabhängige Parteien gemeinsam eine rechtlich selbst-
ständige Einheit führen bzw. beherrschen (vgl. Kapitel 2.2). Dieses Begriffsverständnis deckt sich jedoch 
nicht in allen Fällen mit dem des IASB in IFRS 11 (vgl. Kapitel 4.5). 

3  Vgl. Pausenberger, Ehrenfried/Nöcker, Ralf (2000), S. 396; Moskalev, Sviatoslav/Swensen, R. (2007), 
S. 34. Nach einer Studie von Maaß/Wallau würden ein Drittel der kleinen und mittelständigen Unterneh-
men in ein Joint Venture im Ausland investieren (vgl. Maaß, Frank/Wallau, Frank (2003), S. 49). 

4  Vgl. bspw. Weber, Stefan (2011), S. 20: „Am Montag gaben die Deutsche Telekom und France Télécom-
Orange die Gründung eines Joint Venture bekannt, das Geräte, Netzausrüstung und Infrastruktur wie bei-
spielsweise Mobilfunkmasten beschaffen soll ... ‚Das neue Joint Venture wird uns eine schlagkräftigere 
Beschaffungsorganisation ermöglichen und zu einer noch effizienteren Partnerschaft mit unseren Liefe-
ranten führen‘, sagte Olaf Swantee, der bei France Télécom-Orange für das Europageschäft zuständig 
ist.“ 
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für E-Autos mit Peugeot sowie Karosserieteile aus Kohlefaser mit SGL Carbon. 

Toyota hat sich mit dem japanischen Elektronikkonzern Panasonic verbündet, der 

wiederum Volkswagens Partner Sanyo übernommen hat ... Den Autobauern fehlt in 

der Elektroantriebs-, der Batterie- und der Kohlefasertechnik schlicht das Know-

how. Und damit in allen für ein Elektroauto wesentlichen Bereichen. Ihnen bleibt 

gar nichts anderes übrig, als Partner zu suchen und sich so die fehlende Kompetenz 

anzueignen ... Teilweise handeln sie sogar nach der Devise: je mehr Joint Ventures, 

desto besser.“5 

Im Kontext der Konzernrechnungslegung wird der Kooperationsform des Joint Ventures in 

den verschiedenen Rechnungslegungssystemen (weltweit) durch eigene Vorschriften Rech-

nung getragen.6 Diese Regelungen geben insbesondere vor, wie das vielschichtige ökono-

mische Phänomen „Joint Venture“ für Zwecke der Rechnungslegung von anderen Formen 

einer Unternehmensbeziehung abzugrenzen und im Konzernabschluss abzubilden ist.7 In 

Deutschland haben Unternehmen, die nach den §§ 290 ff. HGB zur Aufstellung eines Kon-

zernabschlusses und -lageberichts verpflichtet sind, grds. die handelsrechtlichen Vorschrif-

ten zu beachten.8 Sofern allerdings ein nach nationalen Vorschriften aufstellungspflichtiges 

(Mutter-)Unternehmen9 in einem Mitgliedstaat der EU Eigen- oder Fremdkapitaltitel zum 

Handel an einem geregelten Markt10 zugelassen hat, sind nach Art. 4 der sog. IAS-Verord-

nung11 auf den Konzernabschluss zwingend die Normen der übernommenen (endorsed)12 

IFRS anzuwenden.13 Das Gleiche gilt nach § 315a Abs. 2 HGB für Mutterunternehmen, die 

für ein Wertpapier i. S. d. § 2 Abs. 1 Satz 1 WpHG im Inland die Zulassung zum Handel an 

                                                 
5  Reuter, Wolfgang (2011), S. 8.  
6  Vgl. Milburn, J./Chant, Peter (1999), S. 1 ff.; Nobes, Christopher (2002), S. 33 ff. 
7  So z. B. § 310 HGB, FRS 9 sowie IAS 31 bzw. IFRS 11. 
8  Für Unternehmen, die wegen ihrer Rechtsform (Nicht-Kapitalgesellschaft) nicht von dem Anwendungs-

bereich des § 290 HGB erfasst werden, kann sich eine Aufstellungspflicht nach § 11 PublG ergeben (vgl. 
u. a. Küting, Karlheinz/Strauß, Marc (2010), S. 797 ff.; Kozikowski, Michael/Kreher, Markus (2012b), 
Rn. 101 ff.; Oser, Peter (2012), S. 17 ff.). 

9  Die Frage, ob überhaupt ein Konzernabschluss und -lagebericht aufzustellen ist, richtet sich zunächst 
nach den handelsrechtlichen Vorschriften der §§ 290 bis 293 HGB. Welche Normen auf den Konzernab-
schluss anzuwenden sind, ist dann in einem nachgelagerten Schritt zu klären (vgl. Küting, Karlheinz/We-
ber, Claus-Peter (2010), S. 119 f.; Eierle, Brigitte/Petrika, Steve (2010), Rn. 4).  

10  Vgl. hierzu Richtlinie 93/22/EWG des Rates (1993), Art. 1 Abs. 13. 
11  Vgl. Verordnung (EG) Nr. 1606/2002 des Europäischen Parlaments und des Rates (2002). Während eine 

Richtlinie zunächst der pflichtgemäßen Transformation in nationales Recht bedarf, entfaltet eine Verord-
nung in den nationalen Rechtsordnungen unmittelbare Wirkung (vgl. Back, Christian (1999), S. 11 f.). 

12  Da es sich bei dem IASB um ein privates Rechnungslegungsgremium handelt, müssen die Standards 
sowie die dazu gehörenden Interpretationen zunächst ein legislatives Anerkennungsverfahren 
(endorsement) durchlaufen, um in der EU im Verordnungswege eine rechtliche Bindungswirkung entfal-
ten zu können (vgl. Buchheim, Regine/Gröner, Susanne/Kühne, Mareike (2004), S. 1783; Lanfermann, 
Georg/Röhricht, Victoria (2008), S. 826 ff.). 

13  Mit Ausnhame von IFRS 10, IFRS 11, IFRS 12 und IAS 28 (amend. 2011) nehmen die Ausführungen in 
dieser Arbeit, soweit nichts anderes angegeben wird, auf die internationalen Rechnungslegungsnormen 
Bezug, die zum Stichtag 16. April 2012 endorsed sind.  
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einem organisierten Markt i. S. d. § 2 Abs. 5 WpHG beantragt haben.14 Ferner steht es auf-

stellungspflichtigen Mutterunternehmen, die den Kapitalmarkt nicht in Anspruch nehmen, 

nach § 315a Abs. 3 HGB frei, statt einen HGB- alternativ einen IFRS-Konzernabschluss zu 

erstellen.15 

Das Joint Venture stellt eine besondere Art der Unternehmensbeziehung dar, die sich durch 

das kooperative Zusammenwirken mehrerer voneinander unabhängiger Parteien auszeich-

net. Charakteristisches Merkmal eines Joint Ventures bildet sowohl nach den handelsrecht-

lichen Normen als auch denen der IFRS die „gemeinschaftliche Führung“16 bzw. „gemein-

schaftliche Beherrschung“17 eines Unternehmens. Dieses auf die (mögliche) Form der Ein-

flussnahme abstellende Merkmal dient in beiden Rechnungslegungssystemen der Abgren-

zung von anderen Arten einer Unternehmensverbindung, einem Mutter-Tochter-Verhältnis 

(einzelne Beherrschung) oder einem Assoziierungsverhältnis (maßgeblicher Einfluss).18 

Die Identifizierung der Intensität einer (möglichen) Einflussnahme auf ein Unternehmen 

und mithin die Klassifizierung der Unternehmensverbindung ist in beiden Rechtskreisen 

von zentraler Bedeutung, da daran jeweils verschiedene Bilanzierungsfolgen anknüpfen.19  

In beiden Rechtskreisen waren in jüngster Vergangenheit grundlegende Reformen zu ver-

zeichnen. Im deutschen Handelsrecht wurden die Konzernrechnungslegungsvorschriften 

durch das Bilanzrechtsmodernisierungsgesetz (BilMoG) aus dem Jahre 2009 einer umfas-

senden, an den Normen der IFRS ausgerichteten Überarbeitung unterzogen.20 Hiervon war 

u. a. das nach § 290 HGB für die Feststellung der Aufstellungspflicht und die Abgrenzung 

des Konsolidierungskreises maßgebliche Mutter-Tochter-Verhältnis betroffen. Vor dem 

BilMoG wurde ein Mutter-Tochter-Verhältnis sowohl durch das ökonomische Konzept der 

„einheitlichen Leitung“ als auch das juristische Control-Konzept beschrieben. Das deutsch-

spezifische Konzept der „einheitlichen Leitung“ wurde mit dem BilMoG aufgehoben und 

in inhaltlicher Anlehnung an die internationale Rechnungslegung durch das des „beherr-

schenden Einflusses“ ersetzt.21  

                                                 
14  Vgl. auch Wendlandt, Klaus/Knorr, Liesel (2005), S. 55. 
15  Der deutsche Gesetzgeber hat damit das Mitgliedstaatenwahlrecht des Art. 5 der Verordnung (EG) Nr. 

1606/2002 des Europäischen Parlaments und des Rates (2002) umgesetzt. Von dieser Wahlmöglichkeit 
wird in der Praxis allerdings nur in einem geringen Ausmaß Gebrauch gemacht (vgl. Küting, Karl-
heinz/Lam, Siu (2011), S. 994).  

16  Vgl. § 310 Abs. 1 HGB. 
17  Vgl. IAS 31.3 (joint control) bzw. IFRS 11.4. 
18  Vgl. Küting, Karlheinz/Seel, Christoph/Strauß, Marc (2011), S. 175 f. 
19  So ist nach beiden Rechtskreisen für Tochterunternehmen eine Vollkonsolidierung vorzunehmen. Asso-

ziierte Unternehmen sind nach der Equity-Methode einzubeziehen.  
20  Zu den Änderungen durch das BilMoG vgl. Oser, Peter (2009), S. 121 ff.; Küting, Karlheinz/Seel, Chris-

toph (2009), S. 37* ff.; Zülch, Henning/Hoffmann, Sebastian (2009), S. 746 ff.; Zwirner, Christian/Pe-
tersen, Karl (2009), S. 335 ff. Die deutschen Bilanzierungsvorschriften waren Änderungen in diesem 
Umfang und mit dieser Tragweite das letzte Mal durch das BiRiLiG aus dem Jahre 1985 unterworfen 
(vgl. Küting, Karlheinz (2011a), S. 134). 

21  Vgl. BT-Drucks. (16/12407), S. 89; vgl. ausführlich Küting, Karlheinz/Koch, Christian (2009), S. 381. 
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Von den Änderungen des BilMoG blieb das für die Identifizierung eines Gemeinschafts-

unternehmens nach § 310 Abs. 1 HGB entscheidende Merkmal der „gemeinsamen Füh-

rung“ zwar unberührt. Allerdings ist für die bilanzrechtliche Abgrenzung eines Gemein-

schaftsunternehmens auch der systematische Zusammenhang zu den anderen beiden Arten 

einer Unternehmensverbindung – maßgeblicher und insbesondere beherrschender Einfluss 

– von Bedeutung. Nach dem BilMoG stellt sich daher die Frage, wie nun die Grenzen zwi-

schen dem weiter gefassten Beherrschungskonzept des § 290 HGB einerseits und einer ge-

meinsamen Führung andererseits verlaufen. Diese Frage gilt es vor dem Hintergrund zu be-

antworten, dass es sich bei der „gemeinsamen Führung“ um einen unbestimmten Rechtsbe-

griff handelt.  

Einschneidende Veränderungen haben sich in der internationalen Rechnungslegung mit den 

vom IASB im Mai 2011 veröffentlichten Standards22 IFRS 10 „Consolidated Financial 

Statements“ und IFRS 11 „Joint Arrangements“ ergeben, die erstmals für Geschäftsjahre 

anzuwenden sind, deren Beginn auf oder nach den 01. Januar 2013 fällt.23 Mit einer Trans-

formation dieser Standards in europäisches Recht ist aktuell im dritten Quartal 2012 zu 

rechnen; der Erstanwendungszeitpunkt ist allerdings noch umstritten.24  

IFRS 10 stellt das Ergebnis einer langwierigen und grundlegenden Überarbeitung des bis-

herigen Beherrschungskonzepts gem. IAS 27 bzw. SIC-12 dar. Der Beherrschung wird in 

IFRS 10 nun eine theoretische Konzeption zugrunde gelegt, die einheitlich auf alle Unter-

nehmenstypen, ungeachtet ihrer rechtlichen Strukturierung, anzuwenden ist und damit die 

bislang divergierende Betrachtungsweise zwischen IAS 27 und SIC-12 (Zweckgesellschaf-

ten) beendet.25 Dieses neue Beherrschungskonzept, das von einer umfassenden wirtschaftli-

chen Betrachtungsweise geprägt ist, erweist sich allerdings als komplex, ermessensbehaftet 

und interpretationsbedürftig.26 Für die hier behandelte Thematik ist IFRS 10 in zweifacher 

Hinsicht von Bedeutung. Zum einen baut das für die Identifizierung eines Joint Ventures 

nach IFRS 11 charakteristische Merkmal der „gemeinschaftlichen Beherrschung“, wie sich 

schon rein begrifflich erkennen lässt, auf dem der (einzelnen) Beherrschung nach IFRS 10 

auf. Zum anderen ist dieses wirtschaftlich weiter gefasste Beherrschungskonzept für die 

                                                 
22  Zusammen mit IFRS 10 und IFRS 11 wurde auch IFRS 12 „Disclosure of Interests in Other Entities“ 

veröffentlicht. Dieser Standard schreibt für assoziierte Unternehmen, Tochterunternehmen und gemein-
schaftliche Vereinbarungen verschiedene Anhangangaben vor, auf die in dieser Arbeit jedoch nicht ein-
gegangen wird.  

23  Vgl. IFRS 10.C1 sowie IFRS 11.C1. 
24  Vgl. EFRAG (2012d). Das EFRAG empfiehlt den Erstanwendungszeitpunkt auf den 01. Januar 2014 zu 

verschieben. Begründet wird dies insbesondere mit der Praxis, die für eine sachgerechte Umsetzung der 
neuen Standards mehr Zeit benötigt (vgl. EFRAG (2012a), S. 2 f.). 

25  Vgl. IFRS 10.BC3; IFRS 10.BC29 f.; vgl. auch Böckem, Hanne/Stibi, Bernd/Zoeger, Oliver (2011), 
S. 402; Reiland, Michael (2011), S. 2734. 

26  Vgl. Küting, Karlheinz/Mojadadr, Mana (2011), S. 285; Reiland, Michael (2011), S. 2733 f.; ähnlich 
Zülch, Henning/Popp, Marco (2011b), S. 1538. 
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Abgrenzung von anderen Formen der Unternehmensbeziehung, insbesondere einer gemein-

schaftlichen Beherrschung, von Bedeutung. 

In der internationalen Rechnungslegung bestand im Hinblick auf die bilanzielle Abbildung 

bislang nach IAS 31 – wie weiterhin nach HGB – ein Wahlrecht zwischen der Quotenkon-

solidierung und der Equity-Methode.27 Mit IFRS 11, der IAS 31 ersetzt, wird dieses Bi-

lanzierungswahlrecht abgeschafft. Während die Bilanzierungsvorschriften bislang an die 

rechtliche Form einer Kooperation, d. h. die Existenz einer rechtlichen Einheit, anknüpften, 

sind für die bilanzielle Abbildung nach IFRS 11 nun die Rechte und Pflichten der Parteien 

entscheidend.28 Das IASB hat damit eine gleichfalls komplexe Konzeption eingeführt, mit 

der viele Anwendungsfragen verbunden sind.29  

Die jüngsten Reformen in beiden Rechtskreisen geben also Anlass zu einer Auseinander-

setzung mit den Normen zur Abgrenzung und konzernbilanziellen Abbildung von Joint 

Ventures. Eine umfassende Aufarbeitung der (neuen) nationalen und insbesondere interna-

tionalen Rechnungslegungsnormen, die zudem einen Rechtsvergleich zulässt, existiert auf-

grund der hohen Aktualität der hier behandelten Thematik bislang nicht. Ziel der Arbeit ist 

es außerdem, die Neuregelungen hinsichtlich ihrer praktischen Auswirkungen zu analysie-

ren und zu würdigen. 

Eine Auseinandersetzung mit der Rechtsebene, den bilanzrechtlichen Normen, setzt ein 

grundlegendes Verständnis der Sachverhaltsebene voraus. Joint Ventures zeichnen sich 

nicht nur durch eine hohe Individualität, sondern aufgrund der rechtlichen Form der Koope-

ration allgemein auch durch eine hohe Komplexität aus.30 Denn die kooperierenden Partei-

en stehen nicht nur zueinander, sondern auch und gerade zu der rechtlich selbstständigen 

Einheit, die von ihnen gemeinschaftlich zu führen bzw. zu beherrschen ist, in (rechtlicher) 

Beziehung. In einem Grundlagenteil werden daher die wesentlichen (gesellschafts-)recht-

lichen und organisatorischen Gestaltungsmöglichkeiten von Joint Ventures dargestellt, die 

für die bilanzrechtliche Beurteilung einer Unternehmensbeziehung von Bedeutung sind. 

1.2 Gang der Untersuchung 

Die Arbeit eröffnet im zweiten Kapitel mit einer Begriffsklärung und Abgrenzung des 

Untersuchungsgegenstands. In der Wissenschaft und in der Praxis wird der Begriff des 

„Joint Ventures“ z. T. mit zwei unterschiedlichen Bedeutungen verwendet. Daher erfolgt 

zunächst eine präzisere Begriffsabgrenzung, der zufolge zwischen Kooperationen auf rein 

schuldrechtlicher Basis und Kooperationen, bei denen eine rechtlich selbstständige Einheit 

involviert ist, differenziert wird. Bei beiden Kooperationsformen werden kurz die wesentli-

                                                 
27  Vgl. IAS 31.30; zum Handelsrecht vgl. § 310 Abs. 1 HGB. 
28  Vgl. IFRS 11.BC9 ff.; vgl. auch Küting, Karlheinz/Seel, Christoph (2011a), S. 344 ff. 
29  Vgl. Böckem, Hanne/Ismar, Michael (2011), S. 825 ff. 
30  Vgl. Tegen, Thomas (1998), S. 157.  
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chen rechtlichen und organisatorischen Eckpunkte dargestellt. Gegenstand dieser Arbeit 

bilden allerdings nur Kooperationen unter Beteiligung einer rechtlich selbstständigen Ein-

heit. 

Im dritten Kapitel werden die organisatorischen und rechtlichen Gestaltungsmöglichkeiten 

eines Joint Ventures dargestellt. Zwischen den Parteien besteht in aller Regel eine vertragli-

che Vereinbarung, in der sie die rechtlichen und organisatorischen Aspekte ihrer Zusam-

menarbeit regeln. Eine allgemeine Beschreibung der möglichen Regelungsgegenstände 

einer vertraglichen Vereinbarung findet sich zu Beginn des Kapitels. Im Mittelpunkt der 

weiteren Betrachtung steht dann die Frage, auf welche Art und Weise die kooperierenden 

Parteien auf die gemeinsam zu führende bzw. zu beherrschende Einheit Einfluss nehmen 

können, wie eine gemeinsame Willensbildung erfolgt und welche Möglichkeiten bspw. im 

Fall ungleicher Anteils- bzw. Stimmrechtsverhältnisse zur Verfügung stehen, eine einver-

nehmliche Entscheidungsfindung sicherzustellen. Aufgrund der Individualität dieser Koo-

perationsform und der vielfältigen rechtlichen Gestaltungsmöglichkeiten sind diese Frage-

stellungen, die aus Sicht der Rechnungslegung für die Beurteilung und Einordnung einer 

Unternehmensbeziehung von Relevanz sind, von den Umständen des jeweiligen Einzelfalls 

abhängig. Allgemein werden daher die hierfür wesentlichen (gesellschafts-)rechtlichen Fak-

toren untersucht. Eine grundlegende Bedeutung nimmt die konkrete Organisationsverfas-

sung eines gemeinsam zu führenden bzw. zu beherrschenden Unternehmens ein, die zu-

nächst von der Rechtsform abhängt. Anhand verschiedener Rechtsformen, die in Deut-

schland für Joint Ventures verbreitet sind, wird daher untersucht, wie sich entsprechend den 

gesetzlichen Regelungen die Willensbildung in der Gesellschaft vollzieht und inwiefern es 

statutarisch möglich ist, von den gesetzlichen Regelungen privatautonom abzuweichen. 

Aufbauend auf dieser gesellschaftsrechtlichen Betrachtung wird dann allgemein aufgezeigt, 

wie die Parteien bei ungleichen Anteils- bzw. Stimmrechtsverhältnissen (gesellschafts-)ver-

traglich eine einvernehmliche Entscheidungsfindung gewährleisten können und welches 

rechtliche Forum für die Willensbildung der Parteien maßgeblich sein kann. Einen weiteren 

Untersuchungsgegenstand dieses Kapitels, neben dem Prozess der Willensbildung, bildet 

die Frage, welche Entscheidungen aufgrund ihrer Bedeutung der Zustimmung der Parteien 

vorbehalten sein dürften. Außerdem wird auf die Ausgestaltungsformen der operativen 

Führung eines Joint Ventures eingegangen. Das Ende des dritten Kapitels widmet sich einer 

Darstellung verschiedener vertraglicher Mechanismen, die im Fall einer Meinungsverschie-

denheit zwischen den Parteien – entweder unter Fortführung oder Beendigung der Koopera-

tion – zur Auflösung einer Blockadesituation beitragen bzw. führen. 

Auf der Grundlage dieser umfassenden rechtlichen und organisatorischen Betrachtung von 

Joint Ventures beschäftigen sich die dann folgenden Kapitel mit den Rechnungslegungs-

normen der IFRS und des HGB. Im vierten Kapitel werden zunächst die Normen der inter-

nationalen Rechnungslegung thematisiert. Im Fokus stehen hierbei – z. T. in vergleichender 

Betrachtung zu IAS 31 – die neuen Regelungen des IFRS 11. Nach einer kurzen Darstel-
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lung der Ziele eines IFRS-Abschlusses sowie des IFRS 11 wird das Konzept der gemein-

schaftlichen Beherrschung umfassend behandelt. In diese Betrachtung wird neben dem 

maßgeblichen Einfluss insbesondere auch das neue Beherrschungskonzept des IFRS 10 ein-

bezogen. Die Erkenntnisse zur rechtlichen und organisatorischen Ausgestaltung aus dem 

dritten Kapitel gehen in diese Betrachtung ein. Gegenstand des vierten Kapitels bildet au-

ßerdem die grundlegend neue Konzeption zur Klassifizierung einer gemeinschaftlichen 

Vereinbarung anhand der Rechte und Pflichten der Parteien. IFRS 11 unterscheidet hierbei 

zwischen zwei Typen, gemeinschaftlichen Tätigkeiten und Gemeinschaftsunternehmen. An 

den Typus der Vereinbarung knüpfen die Bilanzierungsfolgen an, die am Ende dieses Kapi-

tels nur in ihren Grundzügen dargestellt werden können, um den Rahmen dieser Arbeit 

nicht zu sprengen. Eine Ausnahme soll jedoch für den Fall der quotalen Einbeziehung einer 

gemeinschaftlichen Tätigkeit gemacht werden, da sich hier – insbesondere bei unterschied-

lichen Quoten – nach IFRS 11 grundlegende Bilanzierungsfragen stellen. Dabei wird auch 

ein Lösungsvorschlag unterbreitet. 

Das fünfte Kapitel setzt sich mit den handelsrechtlichen Normen zur Konzernrechnungsle-

gung auseinander. Zu Beginn dieses Kapitels werden die allgemeinen Merkmale eines Ge-

meinschaftsunternehmens i. S. d. § 310 HGB herausgearbeitet. Daraufhin wird das für die 

Identifizierung eines Gemeinschaftsunternehmens und die Abgrenzung von anderen Arten 

einer Unternehmensbeziehung entscheidende Kriterium der „gemeinschaftlichen Führung“ 

untersucht. Die Konkretisierung dieses unbestimmten Rechtsbegriffs erfolgt anhand der 

handelsrechtlichen Stufenkonzeption. Neben einer Darstellung des (schwächeren) maßgeb-

lichen Einflusses wird insbesondere das mit dem BilMoG in § 290 Abs. 1 HGB eingeführte 

Konzept des „beherrschenden Einflusses“ erörtert. Die Erkenntnisse aus dem dritten Kapi-

tel werden in die Untersuchung der gemeinsamen Führung einbezogen. Das Ende des Kapi-

tels widmet sich dem Wahlrecht, Gemeinschaftsunternehmen entweder nach der Quoten-

konsolidierung oder der Equity-Methode in den Konzernabschluss einbeziehen zu können. 

Durch einen Vergleich beider Bilanzierungsmethoden werden die bilanzpolitischen Impli-

kationen dieses Wahlrechts aufgezeigt. 

Die Arbeit schließt in Kapitel sechs mit einer thesenförmigen Zusammenfassung der ge-

wonnenen Erkenntnisse. Die Ergebnisse werden dabei rechtsvergleichend vorgestellt. Ab-

bildung 1 verdeutlicht den Aufbau der Arbeit grafisch. 
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Abbildung 1: Duktus der Arbeit 
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2 Begriff des Joint Ventures 

2.1 Historischer Ursprung und Entwicklung 

Der Begriff „Joint Venture“, der in die deutsche Sprache wohl am treffendsten mit „ge-

meinsames Wagnis“ oder „gemeinsames Risiko“ übersetzt wird,31 scheint seinen histori-

schen Ursprung um 1880 bei den so bezeichneten Verträgen konkurrierender angloameri-

kanischer Eisenbahngesellschaften über die gemeinsame Errichtung von Bahnhöfen und 

Gleisanlagen zu haben.32 Die eigentliche Idee des Joint Ventures als eine Form der projekt-

bezogenen Zusammenarbeit reicht allerdings zumindest bis in die Antike zurück, als die 

Ägypter, Syrer, Phönizier und Babylonier kapitalintensive Handelsgeschäfte in Kooperati-

onen durchführten.33 In Nordamerika waren Joint Ventures bereits zu der Kolonialzeit bei 

den Engländern zu beobachten, die sich durch die Zusammenarbeit mit Banken und Han-

delsunternehmen wirtschaftlichen Einfluss in den Kolonien sichern wollten.34  

Von der angloamerikanischen Rechtsprechung wurde der Begriff „Joint Venture“35 in der 

zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts zu einem besonderen, in der Nähe der partnership ein-

zuordnenden Gesellschaftstyp des Personengesellschaftsrechts entwickelt.36 In der Wirt-

schaftspraxis stand dieser Begriff dagegen – losgelöst von der gesellschaftsrechtlichen Ei-

nordnung durch die angloamerikanischen Gerichte37 – nach Ende des 2. Weltkriegs für ein 

kooperatives Gestaltungsinstrument internationaler Direktinvestition.38 Die Bedeutung von 

Joint Ventures hatte zu jener Zeit in der angloamerikanischen Wirtschaft, die zum weltweit 

führenden Exporteur aufgestiegen war, sprunghaft zugenommen.39 Joint Ventures wurden 

von den Unternehmen als Instrument genutzt, um in die Absatz- und Beschaffungsmärkte 

in Europa und Asien zu expandieren oder die Produktion ins Ausland zu verlagern.40 

Die gewachsene internationale Bedeutung von Joint Ventures war auch eine Folge staatli-

cher Investitionspolitik. In der zweiten Hälfte des letzten Jahrhunderts waren in den Ent-

wicklungsländern Investitionen z. T. nur unter Beteiligung des Staates oder ortsansässiger 

                                                 
31  Vgl. auch Fröhlich, Andreas (1991), S. 1. 
32  Vgl. Milton, Handler (1963), S. 441; Marschall v. Bieberstein, Wolfgang (1979), S. 5. 
33  Vgl. Nichols, Henry (1950), S. 426; Harrigan, Kathryn (1986), S. 5. 
34  Vgl. Lynch, Robert (1990), S. 16. 
35  In früheren Gerichtsurteilen war der Begriff „joint adventure“ gebräuchlich (vgl. Nichols, Henry (1950), 

S. 430; Jaeger, Walter (1960), S. 5). 
36  Allerdings haben selbst die vielen Urteile der angloamerikanischen Gerichte für das Phänomen des Joint 

Ventures keine einheitliche Begriffsdefinition hervorgebracht (vgl. Jaeger, Walter (1960), S. 5; Tegen, 
Thomas (1998), S. 30 ff.). 

37  Vgl. Schanze, Erich (1986), S. 66 f.; Göthel, Stephan (1999), S. 44.  
38  Vgl. Wächtershäuser, Friedrich (1992), S. 28. 
39  Vgl. Stopford, John/Wells, Louis (1972), S. 144 f.; im Ergebnis auch Gomes-Casseres, Benjamin (1988), 

S. 113, 123. 
40  Statt in den ausländischen Märkten in hundertprozentige Tochtergesellschaften zu investieren, wurde ein 

Unternehmen zusammen mit einem lokalen Partner gegründet (vgl. Martinek, Michael (1993), S. 211 f.). 
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Unternehmen möglich.41 Ausländische Investoren in Kooperationen zu binden, sollte einer-

seits den Bedenken dieser Länder über eine ansonsten aufkommende wirtschaftliche Domi-

nanz ausländischer Unternehmen Rechnung tragen und andererseits aber auch den dringend 

benötigten Zugang zu ausländischen Investitionsgütern und insbesondere Know-How er-

möglichen.42 Eine ähnliche, allerdings ideologisch motivierte Politik verfolgten die ehemals 

sozialistischen Staaten Osteuropas zu Beginn der siebziger Jahre, als diese ihre Märkte suk-

zessive43 für ausländische Investitionen in Form von Joint Ventures öffneten.44  

In der Volksrepublik China diente die Kooperationsform des Joint Ventures als ein Haupt-

instrument, um das Ende der siebziger Jahre mit der Öffnung des chinesischen Markts für 

ausländische Investoren verfolgte Ziel zu erreichen, die nationale Wirtschaft mithilfe der 

über fortschrittliche Technologien, betriebswirtschaftliches Know-How und Kapital verfü-

genden westlichen Länder zu modernisieren.45 Die Gründung, Organisation und der Betrieb 

eines Joint Ventures wurde und ist auch heute noch durch gesonderte (Joint Venture-)Ge-

setze geregelt.46 Bis Ende des letzten Jahrhunderts stellten Joint Ventures in China die weit 

überwiegende Form ausländischer Direktinvestitionen dar.47  

2.2 Allgemeine Begriffsabgrenzung 

Diese historische Entwicklung und Bedeutung von Joint Ventures im internationalen Wirt-

schaftsverkehr mag der Grund dafür sein, weshalb sich der aus dem angloamerikanischen 

stammende Begriff „Joint Venture“ im internationalen und insbesondere deutschen Sprach-

gebrauch etabliert hat.48 Allerdings ist dessen Begriffsinhalt nach wie vor nicht eindeutig 

umrissen.49 Dieser Umstand ist wohl darauf zurückzuführen, dass es sich bei dem Joint 

                                                 
41  Vgl. Friedmann, Wolfgang/Béguin, Jean-Pierre (1971), S. 3 f.; Beamish, Paul (1985), S. 13 f.; The Uni-

ted Nations (1988), S. 53; Buckley, Peter (1983), S. 197. Auch heute noch stellen staatliche Anforderun-
gen einen Grund für die Bildung von Joint Ventures dar (vgl. Labrenz, Helfried et al. (2008), S. 183). 

42  Vgl. Hüsemann, Frank (1972), S. 78; Kumar, Brij (1975), S. 21 ff.; Schanze, Erich (1986), S. 68. 
43  So hat Jugoslawien bereits 1967 als Vorreiter und Vorbild für die anderen sozialistischen Länder Osteu-

ropas erstmals ausländische Kapitalinvestitionen in Form von (Contractual-)Joint Ventures gesetzlich ge-
stattet. Den ausländischen Investoren war es allerdings anfangs nicht möglich, an diesen Unternehmen 
Kapitalanteile zu halten. Die Kooperation hatte rein auf vertraglicher Grundlage zu erfolgen (vgl. Holt, 
John (1973), S. 131 ff.; Lamers, Ernst (1976), S. 153 f.; Buzescu, Petru (1984), S. 408, 415).  

44  Vgl. The United Nations (1988), S. 28 f.; Bieszki, Miroslaw/Rath, Herbert (1989), S. 46; Rath, Herbert 
(1990), S. 56. 

45  Vgl. Dietrich, Karin (1986), S. 413; Staudenmeyer, Carola (1990), S. 3; Trommsdorff, Volker/Schuch-
ardt, Christian/Lesche, Tilman (1995), S. 5. 

46  Anfangs handelte es sich dabei um sog. Equity-Joint Ventures. Später wurden auch gesetzliche Regelun-
gen für Contractual-Joint Ventures erlassen (vgl. Jung, Martina (1996), S. 118 f.; Guo, Guang (1998), 
S. 23; zu dem Unterschied dieser Kooperationsformen vgl. ausführlich Kapitel 2.2). 

47  Vgl. Chadee, Doren/Qiu, Feng (2001), S. 122 f.; Deng, Ping (2001), S. 64. 
48  Vgl. Zihlmann, Peter (1974), S. 466; Schanze, Erich (1986), S. 67; Wächtershäuser, Friedrich (1992), 

S. 28; Lubritz, Stefan (1998), S. 49. 
49  Vgl. Ehinger, Kristian (1987), S. 187 f. Vgl. auch Endres, Dieter/Miles, Andrew (1999), S. 243: „Over 

the past half century, the term ,joint ventureʻ has changed its meaning so many times that it has become 
one of those terms which convey a different meaning to almost every reader.“ 
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Venture um ein „wirtschaftliches Phänomen“50 handelt, für das eine Vielzahl von unter-

schiedlichen funktionalen Ausprägungen, räumlichen und zeitlichen Dimensionen sowie 

rechtliche Gestaltungen kennzeichnend ist.51 Aus diesem Grund konnte sich auch weder im 

angloamerikanischen Recht52 noch in der Wirtschaftswissenschaft53 eine einheitliche und 

präzise Definition herausbilden. Stattdessen existieren mannigfaltige Definitionsansätze, 

die jeweils in Abhängigkeit von dem Kontext bzw. dem konkreten Untersuchungsgegen-

stand entwickelt wurden.54 Dementsprechend kontextual und uneinheitlich findet dieser Be-

griff auch im allgemeinen Sprachgebrauch und in der Berichterstattung Verwendung. 

Versucht man den Begriffsinhalt im Kern zu erfassen, so lässt sich – alleine schon sprach-

lich55 – als das konstitutive Merkmal eines jeden Joint Ventures dessen Kooperationscha-

rakter herausstellen.56 Mehrere Parteien57 arbeiten zusammen, um bestimmte Aufgaben 

oder Vorhaben gemeinsam zu verwirklichen.58 Die Intention dieser Partner, die Kooperati-

on einem individuellen und entscheidungsunabhängigen Vorgehen vorzuziehen, besteht 

darin, einen „höheren Grad der Zielerfüllung zu erreichen“59. Eine Kooperation kann dabei 

auf der Grundlage gemeinsamer oder auch unterschiedlicher, aber komplementärer60 Ziele 

der jeweiligen Partner begründet werden.61 Als mögliche Ziele, die durch eine Unterneh-

menskooperation verfolgt werden können, kommen allgemein 

 die Reduktion von Kosten (z. B. in den Funktionsbereichen Beschaffung, Produktion, 

Absatz oder Forschung und Entwicklung),  

 die Minimierung von Risiken (z. B. finanzieller oder unternehmerischer Art), 

                                                 
50  Wissmann, Hellmut (1974), S. 5. 
51  Vgl. Gansweid, Wolfgang (1976), S. 21; Ahn, Doo-Soon (1980), S. 54; Eisele, Jürgen (1995), S. 17 ff. 
52  Vgl. Melcher, Christian (1970), S. 5; Tegen, Thomas (1998), S. 29 f. 
53  Vgl. u. a. Schwarting, Holger (1995), S. 35; Eisele, Jürgen (1995), S. 9; Langefeld-Wirth, Klaus (1990a), 

S. 34 f.; Rolfes, Gerhard (1979), S. 20; Tegen, Thomas (1998), S. 141; Shenkar, Oded/Zeira, Yoram 
(1987), S. 547; Wächtershäuser, Friedrich (1992), S. 25. 

54  So wird der Begriffsinhalt in der betriebswirtschaftlichen Literatur vielfach nach zeitlichen, räumlichen 
oder funktionalen Merkmalen eingeengt (vgl. bspw. Benci, Marguerite/Seibert, Klaus (1979), S. 8 f.; 
Hüsemann, Frank (1972), S. 19). Für die etymologische Bedeutung und die hier anzustellende Betrach-
tung ist eine Unterscheidung nach diesen Merkmalen allerdings unbeachtlich. 

55  Vgl. Oesterle, Michael-Jörg (1993), S. 37. 
56  Vgl. Tallman, Stephen/Shenkar, Oded (1994), S. 91 f.; Edström, Anders (1976), S. 477; Weder, Rolf 

(1989), S. 34; Hüsemann, Frank (1972), S. 18; Bleicher, Knut (1989), S. 77.  
57  Als weitere Kooperationspartner kommen neben (weiteren) Unternehmen auch natürliche Personen oder 

staatliche Institutionen bzw. Organisationen in Frage. 
58  Vgl. Boettcher, Erik (1974), S. 21; Büchs, Matthias J. (1991), S. 3; Laux, Helmut/Liermann, Felix 

(2005), S. 3. 
59  Bidlingmaier, Johannes (1967), S. 358; i. d. S. auch Contractor, Farok/Lorange, Peter (1988), S. 8; 

Lode, Rudolf (1974), S. 98 f. 
60  So sind z. B. chinesische Joint Ventures i. d. R. dadurch gekennzeichnet, dass der chinesische Partner 

überwiegend das Ziel verfolgt, von dem Know-How des westlichen Partners zu profitieren, während der 
westliche Partner in China primär einen neuen Markt zu erschließen beabsichtigt (vgl. Trommsdorff, 
Volker/Wilpert, Bernhard (1991), S. 66 ff.; i. d. S. auch für Entwicklungsländer The United Nations 
(1988), S. 55 f.). 

61  Tröndle, Dirk (1987), S. 18 ff. 
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 die Bündelung oder Erlangung von Know-How (bspw. technischer, betriebswirtschaftli-

cher oder kaufmännischer Art), 

 die Erlangung oder Sicherstellung des Zugangs zu Ressourcen,  

 die Erschließung neuer Märkte62 oder 

 die Beeinträchtigung des freien Wettbewerbs63 in Betracht. 

Im Gegensatz zu Unternehmenskonzentrationen in Form eines Unternehmenserwerbs ist für 

eine Kooperation zudem eine rechtliche und wirtschaftliche Selbstständigkeit64 der invol-

vierten Parteien vorauszusetzen.65 Kein Partner darf in der Lage sein, auf den oder die an-

deren Partner einen dominanten Einfluss auszuüben und dadurch seinen Willen durchzuset-

zen. Eine fehlende Autonomie in der Entscheidungsfindung „über den Bei- oder Austritt“66 

aus der Kooperation würde gerade dem Gedanken einer Zusammenarbeit widersprechen, 

wonach Gleichgeordnete ihre unternehmerischen Interessen aufeinander abstimmen und ge-

meinsam verwirklichen.67  

Unterschiedliche Auffassungen bestehen im Hinblick auf die organisatorische Ausgestal-

tung eines Joint Ventures. Nach einer weiten Begriffsauffassung ist unter einem Joint Ven-

ture jede Unternehmenskooperation auf vertraglicher Grundlage zu verstehen,68 bei der das 

Risiko aus der Durchführung eines bestimmten Geschäftsvorhabens von den Partnern ge-

meinsam getragen wird.69 Eine spezifische Organisationsstruktur ist nach diesem (weiten) 

Verständnis für ein Joint Venture nicht erforderlich.70 Die Zusammenarbeit kann entweder 

über die kooperierenden Parteien selbst organisiert sein oder sich in einer rechtlich selbst-

ständigen Einheit verdichten.71 Im letzteren Fall sind die Partner am Kapital einer neu zu 

gründenden oder bereits bestehenden Gesellschaft beteiligt.72 Die Partner übernehmen ge-

meinsam die Führung über sowie das Risiko aus dieser Gesellschaft, ohne dabei jeweils 

                                                 
62  Vgl. Hüsemann, Frank (1972), S. 34 ff.; Friese, Marion (1998), S. 121; Teusler, Nadine (2008), S. 21; 

Bruhn, Manfred (2005), S. 1284. 
63  Vgl. Rath, Herbert (1990), S. 16 f.; Gansweid, Wolfgang (1976), S. 46; Maurer, Alfons (1969), S. 24 f. 
64  Gleichwohl engen die Partner, wenn auch nur bezogen auf den Kooperationssachverhalt, partiell ihre 

völlige wirtschaftliche Entscheidungsfreiheit ein. Dieser scheinbare Widerspruch wird auch als „Parado-
xon der Kooperation“ (Boettcher, Erik (1974), S. 42) bezeichnet. 

65  Vgl. Schubert, Werner/Küting, Karlheinz (1981), S. 118; Kiesselbach, Theo (1995), S. 15. 
66  Tröndle, Dirk (1987), S. 16. 
67  Vgl. Bidlingmaier, Johannes (1967), S. 357 f. 
68  Vgl. Schillaci, Carmela (1987), S. 60; IDW (1993), S. 441; Paquin, Ralf (2000), S. 21. 
69  Vgl. Friedmann, Wolfgang/Béguin, Jean-Pierre (1971), S. 21; Stopford, John/Wells, Louis (1972), 

S. 100; Hauser, Heinz (1981), S. 179; Engelhardt, Werner Hans/Seibert, Klaus (1981), S. 428; Pan, 
Yigang/Tse, David (1996), S. 931; Lubritz, Stefan (1998), S. 50 f. 

70  Vgl. Hall, Duane (1984), S. 19 f.; Herzfeld, Edgar (1989), S. 4; Tegen, Thomas (1998), S. 53; Flynn, 
Michael/Gilbert, Richard (2001), S. 28. 

71  Vgl. Schillaci, Carmela (1987), S. 60; The United Nations (1988), S. 32; Morse, Robert (1992), S. 73; 
Chen, Chuan/Messner, John (2009), S. 7. 

72  Vgl. Schubert, Werner/Küting, Karlheinz (1981), S. 219; Lamers, Ernst (1976), S. 138; Eckstein, Wolf-
ram (1972), S. 7 f. 
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ihre eigene rechtliche und wirtschaftliche Selbstständigkeit einzuschränken.73 Fehlt es an 

einer gemeinsamen Führungsverantwortung, stellt die finanzielle Beteiligung für diejenige 

Partei, die sich auf das Tragen des Risikos beschränkt, nur eine Portfolio-Investition dar.74 

Wird die Kooperation über eine rechtlich selbstständige Einheit organisiert, an der die Part-

ner kapitalmäßig beteiligt sind, so entspricht dies der in weiten Teilen der angloamerika-

nischen Literatur75 vertretenen und international verbreiteten76 engen Begriffsauffassung 

eines Joint Ventures. Rein auf vertraglicher Grundlage stattfindende Kooperationen werden 

von diesem (engen) Begriffsverständnis nicht erfasst.  

In der deutschen betriebswirtschaftlichen Literatur wird der Begriff „Joint Venture“ über-

wiegend synonym zu dem des „Gemeinschaftsunternehmens“ verwendet.77 Der Begriff 

„Gemeinschaftsunternehmen“ impliziert bereits sprachlich die Existenz eines von der Ge-

meinschaft geführten Unternehmens, d. h. einer rechtlich selbstständigen Wirtschaftsein-

heit,78 und korrespondiert daher mit dem Verständnis des Joint Ventures im engen Sinne.79 

Im Ergebnis unterscheiden sich beide Begriffsauffassungen hinsichtlich der notwendigen 

Existenz einer rechtlich selbstständigen Einheit, die als ein organisatorisches Instrument zur 

Realisierung des gemeinsamen Vorhabens der Partner dient. Unter Berücksichtigung der 

rechtlichen Strukturierung einer Kooperation findet sich im Schrifttum auch die begrifflich 

präzisere Differenzierung zwischen einem Equity- und einem Contractual-Joint Venture. 

Im Fall des Equity-Joint Ventures übernehmen die Partner gemeinsam die Führung über 

eine rechtlich selbstständige Einheit, an deren Kapital sie beteiligt sind. Dagegen erfolgt die 

Kooperation bei einem Contractual-Joint Venture rein auf vertraglicher Grundlage.80  

Aufbauend auf dieser Terminologie werden im Folgenden nun in der gebotenen Kürze zu-

nächst die rechtlichen und organisatorischen Aspekte eines Contractual-Joint Ventures vor-
                                                 
73  Vgl. Ehinger, Kristian (1987), S. 188 ff.; Hauser, Heinz (1981), S. 179. 
74  Vgl. Hauser, Heinz (1981), S. 179; Harrigan, Kathryn (1986), S. 3; Wolf, Ronald (2000), S. 53. Bei 

einer Portfolio-Investition wird die Beteiligung nur zu Anlagezwecken gehalten, d. h., es besteht keine 
Mitwirkung an den Entscheidungsprozessen dieses Unternehmens (vgl. Gabriel, Peter (1967), S. 84; 
Söllner, Albrecht (2008), S. 295; Endres, Dieter (1987), S. 374). 

75  Vgl. Hale, G. (1956), S. 927; Pfeffer, Jeffrey/Nowak, Phillip (1976), S. 399 f.; Harrigan, Kathryn (1986), 
S. 4; Harrigan, Kathryn (1988), S. 142; Kogut, Bruce (1988), S. 319; Contractor, Farok/Lorange, Peter 
(1988), S. 7; Koot, Willem (1988), S. 347 f. 

76  Vgl. u. a. Franko, Lawrence (1971), S. 13 ff.; Bieszki, Miroslaw/Rath, Herbert (1989), S. 45; Child, 
John/Faulkner, David/Tallman, Stephen (2005), S. 114; Schulte, Knut (2009a), Rn. 1. 

77  Vgl. u. a. Benci, Marguerite/Seibert, Klaus (1979), S. 3; Uebele, Herbert (1991), S. 94; Trommsdorff, 
Volker/Schuchardt, Christian/Lesche, Tilman (1995), S. 1; Hüsemann, Frank (1972), S. 18; Endres, Die-
ter (1987), S. 374; Rolfes, Gerhard (1979), S. 24; Beier, Friedrich-Karl (1988), S. 167; Rath, Herbert 
(1990), S. 56 f.; Fröhlich, Andreas (1991), S. 1; Westermeyer, Götz (1968), S. 20 f. 

78  Vgl. Nippel, Jochen (1997), S. 44 f.; Tegen, Thomas (1998), S. 141 f., 145. Zu dem handelsrechtlichen 
Unternehmensbegriff vgl. ausführlich Kapitel 5.2.1. 

79  Vgl. auch Probst, Gilbert/Rüling, Charles-Clemens (1999), S. 5. 
80  Vgl. Edström, Anders (1976), S. 477 f.; Tallman, Stephen/Shenkar, Oded (1994), S. 106; Eschenbach, 

Rolf/Horak, Christian/Plasonig, Gerhard (1989), S. 32; Zentes, Joachim (1992), S. 1; Folta, Paul 
(2005), S. 18 f.; Picot, Gerhard/Bäzner, Bernd (2008), S. 276. 
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gestellt. Schwerpunkt dieser Arbeit und Gegenstand weitergehender Ausführungen bildet 

im Anschluss dann das Equity-Joint Venture. 

2.2.1 Contractual-Joint Venture 

Bei einem Contractual-Joint Venture (auch „Non-Equity-Joint Venture“81) teilen sich von-

einander unabhängige Parteien die Führungsverantwortung sowie das Risiko aus der Reali-

sierung eines bestimmten Projekts.82 Die Zusammenarbeit basiert rein auf vertraglicher 

Grundlage und wird (nach außen) nicht über eine rechtlich selbstständige Einheit organi-

siert.83 Das Contractual-Joint Venture erstreckt sich somit lediglich auf das Innenverhältnis 

der kooperierenden Parteien.84 Als eine vergleichsweise lose und rechtlich einfache Form 

der Zusammenarbeit ist das Contractual-Joint Venture in Bezug auf die Gründung, den lau-

fenden Betrieb sowie die spätere Auflösung durch ein hohes Maß an Flexibilität gekenn-

zeichnet.85  

Die Anwendungsgebiete von Contractual-Joint Ventures sind vielseitig. So können bspw. 

im Anlagenbau mehrere Unternehmen für die gemeinsame Abgabe eines Angebots (Bieter-

gemeinschaft) oder die Durchführung eines (Groß-)Bauprojekts zusammenarbeiten.86 Im 

Bereich der Projektfinanzierung werden Contractual-Joint Ventures gegründet, um die für 

einen Einzelnen aus der Realisierung eines bestimmten Projekts (z. B. der Exploration oder 

Förderung von Rohstoffvorkommen) zu tragenden finanziellen Belastungen und/oder Risi-

ken durch die Verteilung auf eine Gemeinschaft zu reduzieren.87 Darüber hinaus werden im 

Bankenwesen Konsortien in der Form eines Contractual-Joint Ventures gebildet, wenn die 

Vergabe eines Kredits die Finanzkraft oder Risikobereitschaft einer einzelnen Bank über-

steigt.88  

2.2.1.1 Rechtliche Form 

Die zwischen den Parteien zur Verfolgung eines gemeinsamen Zwecks, der projektbezoge-

nen Zusammenarbeit, abgeschlossene Vereinbarung erfüllt nach deutschem Recht89 i. d. R. 

                                                 
81  Vgl. Paquin, Ralf (2000), S. 22; Sukijasovic, Mirodrag (1970), S. 394; Yan, Aimin/Luo, Yadong (2001), 

S. 3. 
82  Vgl. Friedmann, Wolfgang/Béguin, Jean-Pierre (1971), S. 14; Harrigan, Kathryn (1986), S. 198; Weder, 

Rolf (1989), S. 36 f.  
83  Vgl. Vahrenkamp, Richard (2005), S. 18; Sun, Haishun/Tipton, Frank (1998), S. 166; Schneider, Micha-

el/Vulliety, Jean-Paul/Olsburg, Carolyn (2002), S. 11; Schütze, Joachim/Vormann, Thorsten (2010), 
Rn. 8. 

84  Vgl. Wächtershäuser, Friedrich (1992), S. 53. 
85  Vgl. Jung, Martina (1996), S. 118; Stengel, Arndt (2009), Rn. 11; Wolf, Ronald (2000), S. 164. 
86  Vgl. Langefeld-Wirth, Klaus (1990a), S. 34 f.; Weder, Rolf (1989), S. 47; Falk, Ihrig (1991), 

S. 29; Baumanns, Axel/Wirbel, Bernd (2009), Rn. 2. 
87  Vgl. Nevitt, Peter/Fabozzi, Frank (2000), S. 285. 
88  Vgl. Hadding, Walther/Häuser, Franz (2007), Rn. 23; Horn, Norbert (1985), S. 224. 
89  Die Einordnung des Contractual-Joint Ventures ist unter Beachtung des jeweiligen Rechtssystems vor-

zunehmen. Während nach deutschem Recht eine BGB-Innengesellschaft vorliegt, stellt im amerikani-
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konkludent die Voraussetzungen einer Gesellschaft bürgerlichen Rechts gem. § 705 BGB.90 

Da die Partner nach außen im Rechtsverkehr nicht gemeinschaftlich als Personenverband in 

Erscheinung treten, entsteht lediglich eine (nicht rechtsfähige91) BGB-Innengesellschaft.92 

Im Außenverhältnis gegenüber dem Auftraggeber übernimmt stattdessen einer der Koope-

rationspartner als Träger von Rechten und Pflichten (scheinbar) die Projektverantwortung, 

während im Innenverhältnis vertraglich die im Einzelnen zu erbringenden Leistungen sowie 

das Risiko aus diesem Projekt auf die Partner verteilt sind.93 So wird z. B. bei einem Anla-

genbau-94 oder einem Kreditkonsortium95 einer der Partner als Konsortialführer den Vertrag 

zwar im eigenen Namen, im Innenverhältnis zu den Mitkonsorten aber auf gemeinsame 

Rechnung abschließen (sog. Innenkonsortium). 

Neben einer fehlenden Außenwirkung ist diese BGB-Innengesellschaft – im Gegensatz zu 

einer Projektträgergesellschaft – auch nicht mit Kapital ausgestattet und verfügt über kein 

(gemeinschaftliches) Vermögen.96 Es ist daher auch keine besondere, die „schuldrechtli-

chen Beziehungen der Gesellschafter überlagernde Organisation“97 erforderlich. Die Part-

ner behalten weitgehend ihre unternehmerische Entscheidungsautonomie und verpflichten 

sich lediglich i. S. d. gemeinsamen Zwecksetzung zu handeln.98 Das für die Durchführung 

des Gemeinschaftsprojekts u. U. eingesetzte Vermögen entzieht sich damit auch nicht der 

Kontrolle der jeweiligen Partner, sodass insbesondere unternehmenseigenes Know-How 

                                                                                                                                                     
schen Recht das Contractual-Joint Venture eine von der partnership abzugrenzende Rechtskategorie dar 
(vgl. Zacher, Thomas (1997), S. 408; Horn, Norbert (1985), S. 237). 

90  Vgl. Langefeld-Wirth, Klaus (1990a), S. 123 m. w. N.; Vetter, Eberhard (2000), S. 1043. 
91  Vgl. Gummert, Hans (2009a), Rn. 13; Stürner, Rolf (2009), Rn. 24. Nach chinesischem Recht kann gem. 

Art. 2 LCJV ein Contractual-Joint Venture unter bestimmten Voraussetzungen auch die Rechtsform ei-
ner juristischen Person annehmen und über (gemeinschaftliches) Vermögen verfügen. In einem solchen 
Fall liegt jedoch kein Contractual-Joint Venture im hier verstandenen Sinne vor. 

92  Vgl. Wächtershäuser, Friedrich (1992), S. 52; Reinhard, Thorsten (2010), S. 2628; Baumanns, Axel/
Wirbel, Bernd (2009), Rn. 2. 

93  Vgl. Milz, Klaus (1970), S. 156; Vetter, Eberhard (2000), S. 1043; Loycke, Dirk/Gräfer, Gerald (2008), 
Rn. 112; Saenger, Ingo (2010), S. 17. 

94  Jeder Konsorte hat den vertraglich ihm zugewiesenen Lieferungs- und Leistungsanteil zu erbringen und 
trägt das damit verbundene wirtschaftliche, technische und rechtliche Risiko (vgl. Nicklisch, Fritz 
(1985), S. 2365). 

95  Vgl. Groß, Thomas (1992), S. 113 f.; Gehrlein, Markus (1994), S. 1314; Kühne, Joachim (2007), S. 561; 
Hadding, Walther/Häuser, Franz (2007), Rn. 27.  

96  Vgl. Melcher, Christian (1970), S. 25; Horn, Norbert (1985), S. 236 f.; Wilde, Heiko (2007), S. 274; 
Billing, Tom (2010), S. 464. Sowohl nach Rechtsprechung als auch nach h. M. unterscheidet sich eine 
Innengesellschaft von einer Außengesellschaft durch zwei Merkmale: Zum einen die Nichtteilnahme am 
Rechtsverkehr und dadurch bedingt zum anderen das Fehlen von Gesamthandsvermögen (vgl. Ulmer, 
Peter (2009a), Rn. 276 m. w. N.; Lang, Fritz/Mulansky, Katja/Mulansky, Thomas (2010), S. 19). Nach 
einer Mindermeinung sei es allerdings auch bei einer Innengesellschaft möglich, Gesamthandsvermögen 
zu bilden (vgl. Schücking, Christoph (2009), Rn. 56 m. w. N.). Außengesellschaften entstehen i. d. R. 
durch Arbeitsgemeinschaften im Baugewerbe (vgl. Koeble, Wolfgang/Schwärzel-Peters, Martin (1996), 
S. 1735; zu deren Einordnung als Equity-Joint Venture vgl. Kapitel 2.2.2). 

97  Ulmer, Peter (2009a), Rn. 276. 
98  Vgl. Zacher, Thomas (1997), S. 408; Hewitt, Ian (2008), S. 57 f.; Fett, Torsten/Spiering, Christoph 

(2010b), S. 9. 


